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Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 

Satzung 
für die Freiwillige Feuerwehr der Verbandsgemeinde Weida - Land 

Auf Grund der §§ 6 und 44 Abs. 3 Ziff. 1 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
(GO/LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568) in der jeweils gültigen Fassung i.V.m. §§ 2; 6 und 8 
des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (BrschG) vom 07.06.2001 
(GVBl. LSA S. 190) in der jeweils gültigen Fassung hat der Verbandsgemeinderat der 
Verbandsgemeinde Weida - Land in seiner Sitzung am 10.03.2010 folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 
Errichtung/Organisation der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Die Verbandsgemeinde Weida - Land unterhält zur Erledigung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet 

des Brandschutzes und der Hilfeleistungen eine Freiwillige Feuerwehr. 
 

(2) Die Feuerwehr der Verbandsgemeinde wird in Ortsfeuerwehren gegliedert. 
 

§ 2 
Aufgaben der Feuerwehr 

 
(1) Die Aufgaben der Feuerwehr sind: 
 

• Abwehr von Brandgefahren (vorbeugender Brandschutz) 
• Brandbekämpfung (abwehrender Brandschutz) 
• Hilfeleistungen bei Unglücksfällen sowie bei Notständen 
 
(2) Die Feuerwehr kann darüber hinaus mit Zustimmung des Trägers der Feuerwehr zu anderen 

Hilfe- und Dienstleistungen in Anspruch genommen werden, wenn dadurch ihre 
Einsatzbereitschaft in Erfüllung der in Absatz 1 aufgeführten Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 
Sich ergebende Ansprüche auf Erstattung von Aufwendungen bleiben davon unberührt. 
 

§ 3 
Struktur der Feuerwehr 

Die Feuerwehr gliedert sich in: 
 

• Einsatzabteilung 
• Altersabteilung 
• Jugendabteilung 
• Kinderabteilung 
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§ 4 
Aufnahme in die Feuerwehr 

 
(1) Mitglieder einer Freiwilligen Feuerwehr, die im Einsatzdienst eingesetzt werden,  

müssen gesundheitlich geeignet sein und das 18. aber noch nicht das  
65. Lebensjahr vollendet haben. Sie sollen Gemeindeeinwohner sein. 
 

(2) In die Jugendabteilung kann aufgenommen werden, wer das 10. Lebensjahr vollendet hat. 
 
(3) In die Kinderabteilung kann aufgenommen werden, wer das 6. Lebensjahr vollendet hat. 

 
(4) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich beim Träger der Feuerwehr zu 

beantragen. 
 

(5) Vor der Aufnahme und während der Zeit der Mitgliedschaft hat die Bewerberin oder der 
Bewerber über gesundheitliche Einschränkungen, die Einfluss auf die körperliche und fachliche 
Eignung für den Einsatzdienst der Freiwilligen Feuerwehr haben, den Träger zu informieren. 
 

(6) Über die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr entscheidet deren Träger. Der Bescheid bedarf 
der Schriftform. Vor der Entscheidung ist dem Verbandsgewehrleiter Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

 
§ 5 

Leiter der Freiwilligen Feuerwehr 
 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Verbandsgemeinde wird vom Verbandsgemeindewehrleiter 
geleitet. 

 
(2) Die Freiwillige Feuerwehr einer Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemeinde oder eines Ortsteils 

einer Mitgliedsgemeinde wird durch den Ortswehrleiter geleitet. 
 

§ 6 
Wahl und Berufung in die Funktionen 

 
(1) Der Verbandsgemeindewehrleiter und dessen Stellvertreter werden von den Ortswehrleitern 

vorgeschlagen, durch den Träger der Feuerwehr erfolgt die Berufung in das 
Ehrenbeamtenverhältnis auf die Dauer von 6 Jahren. Sie müssen fachlich geeignete Mitglieder 
im Einsatzdienst ihrer Feuerwehr sein. 

 
(2) Die Ortswehrleiter und deren Stellvertreter werden von den Ortsfeuerwehren vorgeschlagen, 

durch den Träger der Feuerwehr erfolgt die Berufung in das Ehrenbeamtenverhältnis auf die 
Dauer von 6 Jahren. Sie müssen fachlich geeignete Mitglieder im Einsatz ihrer Feuerwehr sein. 

 
(3) Bei den Wahlen zum Verbandsgemeindewehrleiter und dessen Stellvertreter müssen zum 

Wahlgang mindestens 2/3 der 10 Ortswehrleiter, bei den Wahlen zum Ortswehrleiter müssen 
zum Wahlgang mindestens 2/3 der Angehörigen der Ortsfeuerwehr anwesend sein. Die Wahl 
erfolgt in geheimer Abstimmung. Als gewählt gilt, wer 51 % der Stimmen der Anwesenden auf 
sich vereinigt. Wird ein solches Ergebnis nicht erreicht, ist ein erneuter Wahlgang 
durchzuführen. 
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§ 7 
Geschäftsgang innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Der Verbandsgemeindewehrleiter bestimmt den Inhalt und den Zyklus der Beratungen mit den 

Ortswehrleitern. Er entscheidet auch über Hinzuziehen weiterer Mitglieder der Feuerwehr und 
über die Einladung von Gästen.  

 
(2) Der Verbandsgemeindewehrleiter sichert das Zusammenwirken mit dem Stellvertreter und den 

Ortswehrleitern und regelt die Geschäftsverteilung entsprechend den Erfordernissen. 
 

Der Verbandsgemeindewehrleiter sichert unter Einbeziehung der Ortswehrleiter qualifizierte 
Zuarbeiten im Zusammenhang mit der Planung des Bedarfs der Feuerwehr. 
 

(3) Der Verbandsgemeindewehrleiter ist für die Erarbeitung und Aktualisierung der  
 Einsatzdokumente für den Einsatz der Feuerwehr im Verbandsgemeindegebiet verantwortlich. 
Die Einsatzdokumente sind vom Träger der Feuerwehr zu bestätigen. 

 
§ 8 

Ehrenmitglieder 
 
Ehrenmitglieder der Feuerwehr können Personen werden, die in besonderer Weise zur Förderung des 
Brandschutzes und der Hilfeleistungen in der Verbandsgemeinde beigetragen haben. Die 
Entscheidung darüber obliegt dem Träger der Feuerwehr nach vorheriger Anhörung des 
Verbandsgemeindewehrleiters. 
 

§ 9 
Schadenersatz 

 
Schäden, die Mitgliedern im Einsatzdienst der Freiwilligen Feuerwehr bei Ausübung des 
Feuerwehrdienstes entstehen, sind vom Träger der Feuerwehr zu ersetzen, sofern die Betroffenen 
den Schaden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt haben und ein anderweitiger 
Ersatzanspruch nicht besteht. 
 

§ 10 
Ausscheiden aus dem Einsatzdienst/Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr 

 
(1) Gründe für das Ausscheiden sind: 
 
• Einschränkungen der gesundheitlichen Voraussetzungen für den Einsatzdienst 
• Vollendung des 65. Lebensjahres 
• Ausscheiden aus dem Einsatzdienst auf eigenen Wunsch 
• Austritt aus der Feuerwehr auf eigenen Wunsch 
• Ausschluss 
 
(2) Der Ausschluss kann vorgenommen werden: 
 
• bei rechtskräftiger Verurteilung nach vorsätzlich begangener Straftat 
• bei fortgesetzter nachlässiger Dienstdurchführung 
• bei erheblicher Störung der Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr 
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(3) Der Ausschluss erfolgt schriftlich durch den Träger der Freiwilligen Feuerwehr. Dem 

Auszuschließenden ist Gelegenheit zu geben, vorher schriftlich oder mündlich zu dem 
beabsichtigten Ausschluss Stellung zu nehmen. Die zuständige Aufsichtsbehörde ist vor dem 
Ausschluss anzuhören. 
 

§ 11 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
(1) Die aktiven Mitglieder sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft 

auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben der Feuerwehr 
gegebenen Anordnungen jederzeit zu befolgen. 
 

(2) Die Mitglieder der Altersabteilung nehmen nicht an dem vom Verbandsgemeindewehrleiter 
angeordneten feuerwehrtechnischen Übungs- oder Einsatzdienst teil. 
 

(3) Die Mitglieder der Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehenen Übungsdienst 
teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der Aufgaben der Jugendabteilung gegebenen 
Anordnungen jederzeit zu befolgen. 
 

(4) Jedes Mitglied hat die ihm von der Verbandsgemeinde überlassenen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei 
vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädigung von Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenständen sowie von Geräten kann die Gemeinde Ersatz des entstandenen 
Schadens verlangen. 
 

(5) Die Dienstkleidung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden. 
 
(6) Jedes Mitglied ist gegen Unfall im Feuerwehrdienst nach den gesetzlichen Bestimmungen 

versichert. 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten die Satzungen gleichen Inhalts der Gemeinden Alberstedt, Esperstedt,  
      Farnstädt sowie der Stadt Schraplau außer Kraft. 
 
 
Nemsdorf - Göhrendorf, den 11.03.2010 
 
         
 
 
Meyer 
Verbandsgemeindebürgermeisterin     (Dienstsiegel)  
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Satzung  
der Verbandsgemeinde Weida-Land  

über die Erhebung von Verwaltungskosten 
- Verwaltungskostensatzung -  

 
Aufgrund der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GOLSA) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 2009 (GVBl. LSA S. 383) in der derzeit gültigen 
Fassung und § 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt  
(KAG-LSA) vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S. 405), in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weida-Land in seiner Sitzung am 10.03.2010 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Als Gegenleistung für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten (im 

Nachfolgenden: Verwaltungstätigkeiten) im eigenen Wirkungskreis der Verbandsgemeinde 
Weida-Land werden nach dieser Satzung Gebühren und Auslagen (im Nachfolgenden: 
Kosten) erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gegeben haben.  

 
(2) Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer kostenpflichtigen 

Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag abgelehnt oder nach Aufnahme der 
Verwaltungstätigkeit vor der Entscheidung zurückgenommen wird. 

 
(3) Die Erhebung von Kosten auf Grund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberührt. 
 
 

§ 2 
Höhe der Kosten – Kostentarif 

 
(1) Die Höhe der Kosten bemisst sich nach dem Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
(2) Auslagen nach § 6 werden grundsätzlich in der Höhe erhoben, in der sie tatsächlich 

entstanden sind; in den Fällen des § 6 Abs. 2 Nr. 8 ist die Höhe der Auslagen an Hand des 
Kostentarifs, der Bestandteil dieser Satzung ist, zu ermitteln.  

 
§ 3 

Bemessungsgrundsätze 
 
(1) Ist für den Ansatz einer Gebühr durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und Höchstsatz) 

bestimmt, so sind bei der Festsetzung der Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes sowie 
der Wert des Gegenstandes  zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder die 
Bedeutung der Verwaltungstätigkeit für den Gebührenschuldner zu berücksichtigen. 

 
(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkeiten nebeneinander vorgenommen, so 

ist für jede Verwaltungstätigkeit eine Gebühr zu erheben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit 
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a) ganz oder teilweise abgelehnt oder 
 

b) zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit beendet ist,  
 

so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermäßigt werden. 
 
(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschuldeter 

Unkenntnis, so kann die Gebühr außer Ansatz bleiben. 
 
(5) Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin 

vorgenommen, so wird die für die Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet. 
 
 

§ 4 
Rechtsbehelfsgebühren 

 
(1) Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr für die Entscheidung über den 

Rechtsbehelf das Eineinhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung 
anzusetzen war, mindestens jedoch 11,00 Euro. War für die Verwaltungstätigkeit keine 
Gebühr festzusetzen, so beträgt die Gebühr für die Entscheidung über den Rechtsbehelf 11,00 
Euro bis 500,00 Euro.  

 
(2) Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder teilweise 

zurückgenommen, so ermäßigt sich die aus Abs. 1 ergebende Gebühr nach dem Umfang der 
Abweisung oder der Rücknahme, im Falle der Rücknahme auf höchstens 25 v. H. 

 
(3) Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder zurückgenommen, so 

sind die gezahlten Rechtsbehelfskosten ganz oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die 
Aufhebung allein auf unrichtigen oder unvollständigen Angaben desjenigen beruht, der den 
Rechtsbehelf eingelegt hat. 

 
§ 5 

Gebührenbefreiungen 
 
(1) Gebühren werden nicht erhoben für 
 

1. mündliche Auskünfte, soweit damit kein erheblicher Zeitaufwand verbunden ist,  
 

2. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten: 
 

a)   Arbeits-und Dienstbescheinigungen,  
 
b) Besuch von Schulen 
 
c) Zahlung von Ruhegehältern, Witwen-und Waisengeldern, Krankengeldern,       
      Unterstützungen und dergleichen aus öffentlichen und privaten Kassen, 
 
d) Nachweise der Bedürftigkeit 
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3. Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung,        
      Niederschlagung oder den Erlass von Verwaltungskosten betreffen, 
 
4. steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für die Vergabe öffentlicher        

Aufträge,  
 

5. Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten, zu denen in Ausübung                 
öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im Lande, eine Behörde des Bundes oder        

die Behörde eines anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn, dass die       
Gebühr einem Dritten zur Last zu legen ist,  

 
6. Maßnahmen der Amtshilfe, 
 
7. Verwaltungstätigkeiten, zu denen Körperschaften des öffentlichen Rechts, Vereinigungen 

und Stiftungen, die gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts 
dienen soweit die Angelegenheit, für die die behördliche Tätigkeit erforderlich ist, nicht 
einen steuerlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft. Die steuerliche Behandlung 
als mildtätig oder gemeinnützig ist durch eine Bescheinigung des Finanzamtes 
nachzuweisen. Soweit Kirchen, Religionsgemeinschaften oder 
Weltanschauungsvereinigungen die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts haben, gelten die vorstehenden Regelungen analog. 

 
8. Leistungen, deren gebührenfreie Vornahme gesetzlich vorgeschrieben ist. 

 
(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann über die im Abs. 1 genannten Fällen hinaus ganz oder 

teilweise abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht. 
 

§ 6 
Auslagen 

 
(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme von Amtshandlungen oder sonstigen 

Verwaltungstätigkeiten Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebühr abgegolten 
sind, so hat der Kostenschuldner sie zu erstatten. Dies gilt auch, wenn eine Gebühr nicht zu 
entrichten ist. Auslagen hat der Kostenschuldner auch dann zu erstatten, wenn sie bei einer 
anderen am Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind. § 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 
(2) Als Auslagen werden insbesondere erhoben: 
  

1. Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen sowie für die Ladung von     
Zeugen und Sachverständigen. Wird durch Bedienstete der Gemeinde zugestellt, so 
werden die für die Zustellung durch die Post mit Zustellungsurkunde entstehenden 
Postgebühren erhoben. 

 
2. Telegrafen-, Fernschreib- und Telefaxgebühren sowie Gebühren für Ferngespräche 

 
3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen 

 
4. Zeugen- und Sachverständigengebühren 

 
 
 
 
 
 
 



    26. März 2010                                 Amtsblatt Nr. 4                                              Seite 9 
 

5. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten 
 

6. Beträge, die anderen Behörden oder anderen Personen für ihre Tätigkeit zu zahlen sind 
 
7. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sachen 

 
8. Schreibgebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften, Auszüge, 

Kosten für Fotokopien, Lichtpausen und Vervielfältigungen nach den im Kostentarif 
vorgesehenen Sätzen 

 
(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und beim Verkehr der Gebietskörperschaften 

(einschließlich Verwaltungsgemeinschaften) im Lande untereinander werden Auslagen nur 
erhoben, wenn sie im Einzelfall den Betrag von 25,50 EURO übersteigen. 

 
§ 7 

Kostenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,  
  

1. wer zu einer Verwaltungstätigkeit Anlass gegeben hat,  
 
2.   wer die Kosten durch eine der Gemeinde gegenüber abgegebene oder ihr   
      mitgeteilte Erklärung übernommen hat,  
 
3.   wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetz haftet. 

 
(2) Kostenschuldner nach § 4 ist derjenige, der den Rechtsbehelf eingelegt hat. 
 
(3) Mehrere Kostenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 8 
Entstehung der Kostenschuld 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit oder mit der 

Rücknahme des Antrages. 
 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu 

erstattenden Betrages. 
 

§ 9 
Festsetzung, Fälligkeit und Vollstreckung 

 
(1) Gebühren und Auslagen werden durch Bescheid festgesetzt. Sie werden mit Bekanntgabe der 

Kostenentscheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht der Bescheid einen anderen 
Zeitpunkt bestimmt. 

 
(2) Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten können von der vorherigen Zahlung 

der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen Kostenvorschusses 
abhängig gemacht werden. Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist 
er zu erstatten. 
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(3) Gebühren und Auslagen werden im Verwaltungszwangsverfahren nach dem 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 23. Juni 1994 (GVBl. 
LSA S.710) in der jeweils geltenden Fassung vollstreckt. 

 
§ 10 

Billigkeitsmaßnahmen 
 
Ansprüche aus dem Abgabenschuldverhältnis können entsprechend § 13a KAG-LSA ganz oder 
teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den 
Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren 
Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 

 
§ 11 

Anwendung des Verwaltungskostengesetzes 
 
Die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt gelten sinngemäß, 
soweit die Regelungen des KAG-LSA nicht ausdrücklich entgegenstehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt an dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, den 11.03.2010 
 
 
 
 
Meyer 
Verbandsgemeindebürgermeisterin      (Dienstsiegel) 
 
 

Kostentarif 
zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) der Verbandsgemeinde Weida-Land 

 
Gebühren (§ 3 der Verwaltungskostensatzung) und Pauschbeträge für Auslagen (§ 6 Abs. 2 
Nr. 8. der Verwaltungskostensatzung) 
 
 

lfd. Nr. Gegenstand Gebühr/ 
Pauschbetrag 
in Euro 

1. Abschriften und Ausfertigungen          
Abschriften und Ausfertigungen, sofern diese nicht durch 
Ablichtungen hergestellt werden 
je angefangene Seite                                     

 
 
 
 

1.1. im Format DIN A 5 1,50 
1.2. im Format DIN A 4 2,50 
1.3. größere Formate als DIN A 4 oder Schriftstücke in 

fremder Sprache  
 
 
 

5,00 
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1.4. in größeren Formaten oder bei schwierigen Abschriften 

wie z.B. fremdsprachliche oder wissenschaftliche Texte 
oder Tabellen 
je angefangene halbe Arbeitsstunde    

 
 
 
5,00 

2. Fotokopien, Lichtpausen, Durchschriften, Drucke  
2.1. Fotokopien, Lichtpausen und Durchschriften       

(schwarz-weiß) je Seite 
 
 

2.1.1. bis zum Format DIN A 4 0,30 
2.1.2. im Format DIN A 3 0,80 
2.1.3. bei größeren Formaten 12,50 
2.2. Drucke (PC) bis zum Format DIN A 4 (schwarz-weiß) in 

einer Auflage 
 

2.2.1. bis zu 10 Stück je Seite 1,50 
2.2.2. bis zu 50 Stück je Seite 1,00 
2.2.3. bis zu 100 Stück je Seite 0,70 
2.3. Drucke (PC) bis zum Format DIN A 4 farbig je Seite 2,00 
3. Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, 

Bescheinigungen 
 

3.1. Beglaubigungen  
3.1.1. Beglaubigungen von Abschriften, Ablichtungen, 

Vervielfältigungen und Negativen 
 

3.1.1.1. je Seite der Erstausfertigung 2,50 
3.1.1.2. je Seite der Mehrausfertigung 1,50 
3.1.2. Beglaubigungen von Unterschriften oder Handzeichen 2,50 
3.2. Bescheinigungen  
3.2.1. Bescheinigungen der Echtheit einer Urkunde für den 

Gebrauch im Ausland je Urkunde  
7,50 

3.3. Ausstellen von Ausweisen und Zeugnissen auf Antrag 
(wenn Gebühren nicht nach anderen Tarifen zu erheben 
sind) 
 
 

5,00 
 

4. Akteneinsicht, Auskünfte 
 
 

 

4.1. Akteneinsicht 
 

 

4.1.1. Einsichtgewährung in Akten, Register, Karteien und 
dergleichen, soweit sie nicht öffentlich zur Einsichtnahme 
ausgelegt sind und wenn in einer anderen Tarifnummer 
keine Gebühren vorgesehen sind 
- je Akte 

 
 
 
 
1,60 

4.1.2. Akteneinsicht, wenn die Einsicht beaufsichtigt werden 
muss, für jede angefangene halbe Arbeitsstunde 

15,00 

4.2. Auskünfte  
4.2.1. Auskünfte aus Akten, Karteien, Registern und 

dergleichen, wenn die Anfrage ohne besondere 
Ermittlungen beantwortet werden kann 

 
 
2,50 

4.2.2. wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind 10,00 bis 
200,00 

4.2.3. schriftliche Auskunft zur Marktforschung und für 
wissenschaftliche Dispositionen und Prognosen an 
interessierte Gesellschaften o.ä. 
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4.2.3.1. Grundgebühr 5,00 
4.2.3.2. zuzüglich je angefangene Seite 1,50 
5. Abgabe von Druckstücken  
5.1. Satzungen, Amtsblatt, Tarife, Pläne, Straßen- und 

Wahlbezirksverzeichnisse und dergleichen für jede 
angefangene Seite 
- jedoch mindestens 

 
 
0,20 
1,00 

6. Aufnahme von Verhandlungen  
 schriftliche Aufnahme von Verhandlungen, eines 

Antrages oder einer Erklärung (Niederschrift), die von 
Privatpersonen zu deren Nutzung gewünscht wird, 
ausgenommen die Niederschrift über die Erhebung von 
Rechtsbehelfen nach Zeitaufwand 
- je angefangene halbe Arbeitsstunde 

 
 
 
 
 
15,00 

7. Sonstige Verwaltungstätigkeiten  
 die nach der Art und Umfang in der Gebührensatzung 

nicht näher bestimmt werden können und die mit einem 
erheblichen Zeitaufwand verbunden sind 
- je angefangene halbe Arbeitsstunde 

 
 
 
15,00 

8. Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen  
8.1. bis zu einem Bürgschaftsbetrag bis zu 5.000,00 Euro 10,00 
8.2. für jeden weiteren angefangenen 5.000,00 Euro 5,00 
9. Vermögensverwaltung  
9.1. Vorrangeinräumungs-, Pfandentlassung- und sonstige 

Erklärungen zu Gunsten von Grundpfandrechten Dritter, 
insbesondere gegenüber Auflassungsvormerkungen und 
Vorkaufsrechten sowie Belastungsgenehmigungen 

 

9.1.1. bis zu 5.000,00 Euro des Nominalbetrages des 
vortretenden, höchstens jedoch des zurücktretenden 
Grundpfandrechts oder des betroffenen Teilbetrages 
 
 

10,00 

9.1.1.1. für jeden weiteren angefangenen 5.000,00 Euro 
 

5,00 

9.2. Löschungsbewilligungen zu Gunsten von 
Grundpfandrechten Dritter 

 

9.2.1. bis zu 5.000,00 Euro des Nominalbetrages des 
vortretenden , höchstens jedoch des zurücktretenden 
Grundpfandrechts 

10,00 

9.2.2. für jede weiteren angefangenen 5.000,00 Euro je  5,00 
9.3. Löschungsbewilligungen, Vorrangeinräumungs-, 

Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen für Rechte, 
die nicht unter Tarifnummer 9.1. und 9.2. fallen 

10,00 

9.4. Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen 
bzw. die Nichtausübung eines Vorkaufsrechts 
(Negativzeugnis) nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB 

30,00 

10. Aufstellung über den Stand des Steuerkontos für jedes 
Haushaltsjahr 

1,00 

11. Bescheinigungen über öffentliche Abgaben früherer 
Jahre 

 

11.1. für jedes Jahr 
 
 
 
 

2,50 
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12. Nachforschung nach dem Verbleib einer Überweisung 5,00 
 1. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn die 

Nachforschung ergeben hat, dass der infrage 
stehende Betrag dem Empfänger nicht 
gutgeschrieben bzw. nicht an ihn ausgezahlt 
worden ist. 

2. Der Betrag, der von der Kasse für die 
Nachforschung an das kontoführende 
Kreditinstitut zu zahlen ist, ist in der Gebühr nicht 
enthalten und deshalb gesondert als Auslage zu 
erheben.  

 

13. Zweitausfertigung von Steuer- oder sonstigen 
Quittungen 

1,00 

14. Abgabe von Verdingungsunterlagen bei öffentlichen 
Ausschreibungen für Leistungen mit einem Wert von 

 

14.1. bis 5.000,00 Euro 2,50 
14.2. über 5.000,00 Euro bis 10.000,00 Euro 5,00 
14.3. über 10.000,00 Euro bis 25.000,00 Euro 7,50 
14.4. über 25.000,00 Euro bis 50.000,00 Euro 10,00 
14.5. über 50.000,00 Euro bis 125.000,00 Euro 12,50 
14.6. über 125.000,00 Euro bis 250.000,00 Euro 15,00 
14.7. über 250.000,00 Euro bis 500.000,00 Euro 20,00 
15. Abgabe von Bauleitplänen bis zur Größe von  
15.1. 0,2 m² 2,00 
15.2. 0,5 m² 3,00 
15.3. 1,0 m² 5,00 
15.4. über 1,0 m² 8,00 
16. Abgabe von Gemeindekarten und Ausschnitten aus   
16.1. Gemeindekarten  
16.1.1. Abgabe von Gemeindekarten  
 bis zur Größe 1:5000 10,50 
16.1.2. bis zur Größe 1:10000 2,50 
16.1.3. bis zur Größe 1:15000 1,50 
16.1.4. bis zur Größe 1:25000 1,00 
16.2. Ausschnitte aus Gemeindekarten  
16.2.1. Entgelt für Urheberrecht bei begonnenem A 4-Format 12,50 
16.2.2. Entgelt für Urheberrecht bei begonnenem A 3-Format 25,00 
16.2.3. Gesamtkopie 400,00 
16.3. Ausschnitte aus Gemeindekarten  
16.3.1. Vervielfältigungserlaubnis bei begonnenem A 4-Format 12,50 
16.3.2. Vervielfältigungserlaubnis bei begonnenem A 3-Format 25,00 
16.3.3. Gesamtkopie 400,00 
17. Genehmigung und Überwachung von Arbeiten  
 die für die Rechnung Dritter von Unternehmen an 

Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen 
ausgeführt werden, je angefangene halbe Stunde der 
Beaufsichtigung einschließlich Anmarschweg von der 
Dienststelle oder von der vorhergehenden Baustelle 
(Sofern die vorhergehende Baustelle weiter entfernt liegt 
als die Dienststelle, ist für die Berechnung des 
Zeitaufwandes nur der Weg von der Dienststelle bis zur 
Baustelle zu Grunde zu legen.) 
 
 
 

15,00 
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18. Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, 

Bauleitungen, Auszüge, technische Arbeiten, und zwar 
für 

 

18.1. Büroarbeiten, je angefangene halbe Arbeitsstunde 15,00 
18.2. Außenarbeiten je angefangene halbe Arbeitsstunde 

einschließlich Anmarschweg von der Dienststelle bzw. 
von der vorhergehenden Baustelle. (Sofern die 
vorhergehende Baustelle weiter entfernt liegt als die 
Dienststelle, ist für die Berechnung des Zeitaufwandes 
nur der Weg von der Dienststelle bis zur Baustelle zu 
Grunde zu legen.) 

15,00 

19. städtebauliche Beratung zur Gestaltung von 
Bauvorhaben sowie Beratung im Rahmen der 
Dorferneuerung 

 

19.1. nach Zeitaufwand je angefangene halbe Arbeitsstunde 15,00 
 
 
Bekanntmachung der Gemeinde Obhausen 
 

Satzung 
über die Festlegung des Beitragssatzes gemäß § 7 der Satzung über die Erhebung von 

wiederkehrenden Beiträgen nach § 6a KAG - LSA  für straßenbauliche Maßnahmen in der 
Gemeinde Obhausen (Ortsteil Obhausen) 

Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt  
(GO - LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), in der Neufassung vom  
10. August 2009 (GVBl. LSA S. 383), in der derzeit gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom  
17. Dezember 2008 (GVBl. LSA S. 452),  hat der Gemeinderat der Gemeinde Obhausen in seiner 
Sitzung am 17.03.2010 nachfolgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1  
Festlegung Beitragsatz 

Für den jährlichen  Investitionsaufwand gemäß § 2 (1) der SABS – Ortsteil Obhausen ist ein 
beitragsfähiger Aufwand für die im räumlichen und funktionalen Zusammenhang stehenden 
Verkehrsanlagen  für die Abrechnungseinheit nach § 2 (2) der SABS - Ortsteil Obhausen entstanden, 
wofür ein Beitragssatz  
 
o für den Abrechnungszeitraum 01.01.2009 bis 31.12.2009 von    0,13348706 €/m²,  

 
festgelegt wird. 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung  in Kraft. 
 
Obhausen, 2010-03-22 
 
 
Böttcher 
Bürgermeister               -Dienstsiegel- 
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Bekanntmachung der Gemeinde Steigra 
 

Satzung  
über die Festsetzung der Hebesätze der Grund- und Gewerbesteuer der Gemeinde Steigra für 

das Kalenderjahr 2010 
 

(Hebesatzsatzung) 
 

Auf Grund der §§ 6, 44 Abs. 3  Nr. 1, 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 
10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383), der §§ 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 13.12.1996 ( GVBl. LSA S. 405), der §§ 1 und 25 des Grundsteuergesetzes 
vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) und der §§ 1, 4 und 16 des Gewerbesteuergesetzes vom 
19.05.1999 (BGBl. I S. 1010, 1491) in der jeweils gültigen Fassung, hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Steigra in seiner Sitzung am 25.03.2010 folgende Hebesatzsatzung für Realsteuern 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Steuersätze – Hebesätze – für die Realsteuern werden für das Gebiet der Gemeinde Steigra für 
das Haushaltsjahr 2010 wie folgt festgesetzt: 
 
 

1.  Grundsteuer A   (für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe)        250  v. H. 
     Grundsteuer B   (für die Grundstücke)                                                    310  v. H. 

 
 
 

2.  Gewerbesteuer                                                                                         300  v. H. 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt ab 01.01.2010 in Kraft. 
 
 
 
 
Steigra, den 25.03.2010 
 
 
 
 
Wrede 
Bürgermeister       - Siegel -     
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Bekanntmachungen des Abwasserzweckverbandes Weida-Land 
Beschlüsse der Verbandsversammlung aus der 2. Sitzung am 17.12.2009 
aus dem öffentlichen Teil: 

• Beschluss Nr. 08-02/2009 
Die Verbandsversammlung beschließt den in der Anlage 2 zu diesem Beschluss beigefügten  
Wirtschaftsplan 2010 des Abwasserzweckverbandes Weida-Land. 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 17.12.2009 
 
Dr. Dauderstädt                                                                             - Siegel – 
Verbandsgeschäftsführer 

 
• Beschluss Nr. 09-02/2009 

Die Verbandsversammlung beschließt die beiliegende Vereinbarung zur Fortsetzung der 
kaufmännischen Betriebsführung mit dem Abwasserzweckverband Unstrut-Finne Nebra. 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 17.12.2009 
 
Dr. Dauderstädt                                                                             - Siegel – 
Verbandsgeschäftsführer 
 

• Beschluss Nr. 10-02/2009 
Die Verbandsversammlung beschließt die 3. Änderung der Neufassung der Verbandssatzung des 
Abwasserzweckverbandes Weida-Land vom 06.12.2005 gemäß Anlage. 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 17.12.2009 
 
Dr. Dauderstädt                                                                             - Siegel – 
Verbandsgeschäftsführer 
 
aus dem nichtöffentlichen Teil: 

• Beschluss Nr. 11-02/2009  
Beschluss zu einer Vergabeangelegenheit 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 17.12.2009 
 
Dr. Dauderstädt                                                                             - Siegel – 
Verbandsgeschäftsführer 
 
Beschlüsse der Verbandsversammlung aus der 3. Sitzung am 22.03.2010 
aus dem öffentlichen Teil:

• Beschluss Nr. 12-03/2010 
Die Verbandsversammlung beschließt die 4. Änderung der Neufassung der Verbandssatzung des 
Abwasserzweckverbandes Weida-Land vom 06.12.2005 gemäß Anlage. 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 22.03.2010 
 
Böttcher                                                                                          - Siegel – 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
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aus dem nichtöffentlichen Teil: 

• Beschluss Nr. 13-03/2010  
Beschluss zu einer Vergabeangelegenheit 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 22.03.2010 
 
Böttcher                                                                                            - Siegel – 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 

• Beschluss Nr. 14-03/2010  
Beschluss zu einer Vergabeangelegenheit 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 22.03.2010 
 
Böttcher                                                                                             - Siegel – 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 

• Beschluss Nr. 15-03/2010  
Beschluss zu einer finanziellen Angelegenheit 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 22.03.2010 
 
Böttcher                                                                                            - Siegel – 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
 

Satzung des Wirtschaftsplanes 2010 
 
Die Verbandsversammlung hat den Wirtschaftsplan 2010 einschließlich nachstehender Satzung am 
17.12.2009 beschlossen. 
 
Mit Schreiben der Kommunalaufsicht des Landkreises Saalekreis vom 02.02.2010, Akten-zeichen 15 
14 01 309 / ke, wird die im Wirtschaftsplan 2010 des AZV Weida-Land eingestellte Kreditaufnahme 
für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen in Höhe von 596.759 € genehmigt. 
 
Aufgrund der Bestimmungen des Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG
LSA) vom 09.10.1992 (GVBl.LSA S. 730), in der derzeit gültigen Fassung, des
Kommunalabgabegesetzes vom 06.10.1997 (GVBl.LSA S. 878), in der derzeit gültigen Fassung, 
der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S.
568), in der derzeit gültigen Fassung, des Gesetzes über kommunale Eigenbetriebe
(Eigenbetriebsgesetz-EigBG) vom 23.07.1997 (GVBl.LSA S. 446), setzt der 
Abwasserzweckverband Weida-Land den Wirtschaftsplan 2010 wie folgt fest: 
     

§ 1 
     
Der als Anlage beigefügte Wirtschaftsplan 2010 wird hiermit festgesetzt:  
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die bisher     
festgesetzten 
Gesamtbetäge erhöht um 

vermindert 
um 

und damit der 
Gesamtbetrag des 
Wirtschaftsplanes 

einschließlich 
Nachträge 

festgesetzt auf 
Erfolgsplan         

die ordentlichen Erträge 692.558 € 2.800 €  695.358 €
die ordentlichenAufwendungen 690.048 € 3.137 €  693.185 €
          

Vermögensplan         
die Einnahmen 1.529.916 €  7.201 € 1.522.715 €
die Ausgaben 1.529.916 €  7.201 € 1.522.715 €
          
     

§ 2 
     
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen (Kreditermächtigungen) wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung in Höhe  von 743.612 € um 146.853 € vermindert und damit auf 596.759 € 
festgesetzt.  

§ 3 
     
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigung im Vermögensplan für das Wirtschaftsjahr 
2011 wird auf  
     
  0,00 €   
     
festgesetzt.     

§ 4 
     
Die Verbandsumlage wird nach § 20 der Verbandssatzung sowie § 13 GKG LSA als auch § 12
Abs. 6 der  Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt festgesetzt auf 
     
  0,00 €   
     
Die Verbandsumlage richtet sich nach der Anzahl der zum 30.06.2009 im Verbandsgebiet
gemeldeten Einwohner. Es werden demnach  
     

       0,00 € 
     
festgesetzt.     

§ 5 
     
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Wirtschaftsplan wird auf  
     

             300.000 € 
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§ 6 
     
Der Wirtschaftsplan 2010 tritt nach seiner öffentlichen Bekanntmachung zum 01.01.2010 in 
Kraft. 
     
Nemsdorf-Göhrendorf, den 18.12.2009   
     
Abwasserzweckverband Weida-Land    
     
Dr. Dauderstädt       
Verbandsgeschäftsführer    (Siegel) 
     
 
 

Bekanntmachung der Satzung des Wirtschaftsplanes 2010  
des Abwasserzweckverbandes Weida-Land 

 
Die vorstehende Satzung  des Wirtschaftsplanes 2010 des Abwasserzweckverbandes Weida-Land, 
der Beschluss der Verbandsversammlung und die kommunalaufsichtliche Genehmigung vom 
02.02.2010 werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
Die Satzung des Wirtschaftsplanes 2010, der Wirtschaftsplan 2010 einschließlich der Anlagen sowie 
die Genehmigung der Kommunalaufsicht des Landkreises Saalekreis liegen nach § 13 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-Anhalt in der Zeit vom 01.04.2010 
bis 23.04.2010 im Verwaltungsgebäude der Verbandsgemeinde Weida-Land,  
06268 Nemsdorf-Göhrendorf Hauptstraße 43, Zimmer 8, während folgender Dienstzeiten zu 
jedermanns Einsicht aus. 
 
             montags, mittwochs, donnerstags          8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

                                                                    12.30 Uhr bis 16.00 Uhr 
      dienstags                                                 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr  
                                                                    12.30 Uhr bis 18.00 Uhr 
       freitags                                                    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

 
 

Nemsdorf-Göhrendorf, 25.03.2010  
 
 

Dr. Dauderstädt                                                                     - Siegel - 
Verbandsgeschäftsführer 
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3. Änderung  
der  

Neufassung der Verbandssatzung des  
Abwasserzweckverbandes Weida-Land  

vom 06.12.2005 
 
 
Aufgrund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Begleitgesetzes zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40), in Verbindung mit den §§ 9 und 
16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG - LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40), in 
Verbindung mit §§ 151, 157, 157b des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12.04.2006 (GVBl. LSA S. 248), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Vierten Gesetzes zur Änderung des Wassergesetzes für das Land Sachsen- Anhalt 
vom 07.11.2007 (GVBl. LSA S. 353) hat die Verbands-versammlung des Abwasserzweckverbandes 
Weida-Land (AZV) in ihrer Sitzung am 17.12.2009 die nachfolgende 3. Änderung der Neufassung 
der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes Weida-Land vom 06.12.2005 beschlossen: 
 
1. 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 

§ 2 Mitglieder 
 
Mitglied des Abwasserzweckverbandes ist die Verbandsgemeinde Weida-Land. 
Das Verbandsgebiet umfasst das jeweilige Gemeindegebiet der Gemeinde Barnstädt, der Gemeinde 
Nemsdorf-Göhrendorf, dem Ortsteil Albersroda und dem Ortsteil Schnellroda der Gemeinde Steigra 
und der Gemeinde Obhausen mit dem Ortsteil Döcklitz, dem Ortsteil Altweidenbach, dem Ortsteil 
Neuweidenbach (ohne dem Ortsteil Esperstedt und dem Ortsteil Kuckenburg).  
 
2. 
§ 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 
§ 5 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung setzt sich aus den von der Verbandsgemeinde Weida-Land 

entsandten neun Vertretern zusammen. Jeder Vertreter hat in der Verbandsversammlung 
eine Stimme. 

 
3. 
Diese Satzung tritt nach seiner öffentlichen Bekanntmachung zum 01.01.2010 in Kraft. 
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 18.12.2009 
 
 
Dr. Dauderstädt 
Verbandsgeschäftsführer      (Siegel) 
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4. Änderung  
der  

Neufassung der Verbandssatzung des  
Abwasserzweckverbandes Weida-Land  

vom 06.12.2005 
 
 
Aufgrund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - LSA) 
vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Begleitgesetzes zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40), in Verbindung mit den §§ 9 und 
16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG - LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Begleitgesetzes zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40), in 
Verbindung mit §§ 151, 157, 157b des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12.04.2006 (GVBl. LSA S. 248), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Vierten Gesetzes zur Änderung des Wassergesetzes für das Land Sachsen- Anhalt 
vom 07.11.2007 (GVBl. LSA S. 353) hat die Verbands-versammlung des Abwasserzweckverbandes 
Weida-Land (AZV) in ihrer Sitzung am 22.03.2010 die nachfolgende 4. Änderung der Neufassung 
der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes Weida-Land vom 06.12.2005 beschlossen: 
 
1. 
§ 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

§ 17 Veröffentlichungen 
 
(1)         Die öffentliche Bekanntgabe der Beschlüsse der Verbandsversammlung erfolgt im 

Amtsblatt der Verbandsgemeinde Weida-Land. 
 
2. 
Diese Satzung tritt nach seiner öffentlichen Bekanntmachung zum 01.01.2010 in Kraft. 
 
 
Nemsdorf-Göhrendorf, 23.03.2010 
 
 
 
Dr. Dauderstädt 
Verbandsgeschäftsführer      (Siegel) 
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Bekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Eisleben-Süßer See“ 
 
Hinweisbekanntmachung des Abwasserzweckverbandes „Eisleben – Süßer See“ 
 
Am 14.12.2009 wurden durch die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes „Eisleben – 
Süßer See“  nachfolgende Satzungen beschlossen: 

-  Beschluss-Nr. 33/2009 die Erste Änderung der Entschädigungssatzung 
- Beschluss-Nr. 36/2009 die Satzung zur Abwasserbeseitigungssatzung  
- Beschluss-Nr. 37/2009 die Satzung über die Erhebung von Beiträgen und 

Gebühren(Abwasserbeseitigungsabgabensatzung). 
 
Diese Satzungen wurden im Amtsblatt der Lutherstadt Eisleben am 04. März 2010, Jahrgang 20, 
Nummer 3, veröffentlicht. 
Einsicht in das jeweils neu bekannt gemachte Satzungsrecht ist auch über die Homepage der 
Lutherstadt Eisleben unter der Adresse www.eisleben.eu möglich. 
 
 
gez. Gimpel 
Verbandsgeschäftsführer  
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